
Deutsche
Waffen für
Nahost
Bund genehmigt
Rüstungsexporte in
Milliardenhöhe

M Berlin. Die Bundesregierung hat
im Jahr 2020 Rüstungsexporte für
mehr als 1 Milliarde Euro an Länder
genehmigt, die in die Konflikte im
Jemen oder in Libyen verwickelt
sind. Allein für Ägypten wurden bis
zum 17. Dezember Ausfuhren von
Waffen und militärischer Ausrüs-
tung imWert von 752 Millionen Eu-
ro erlaubt. Das geht aus einer Ant-
wort des Bundeswirtschaftsminis-
teriums auf eine Anfrage des Bun-
destagsabgeordneten Omid Nouri-
pour (Grüne) hervor.

Auch nachKatar (305,1Millionen
Euro), in die Vereinigten Arabi-
schen Emirate (VAE, 51,3 Millionen
Euro), nach Kuwait (23,4 Millionen
Euro) und in die Türkei (22,9 Milli-
onen Euro) dürfen in größerem
Umfang Rüstungsgüter geliefert
werden. Außerdem wurden Ge-
nehmigungen für Jordanien (1,7
Millionen Euro) und Bahrain (1,5
Millionen Euro) erteilt. Unter dem
Strich summiert sich das alles auf
1,16Milliarden Euro.

Alle genannten Länder spielen in
mindestens einem der beiden Kon-
flikte eine Rolle. Im Jemen be-
kämpft eine von Saudi-Arabien ge-
führte Allianz an der Seite der dor-
tigen Regierung die vom Iran un-
terstützten Huthi-Rebellen. Dem
Bündnis gehören die VAE, Ägypten,
Kuwait, Jordanien und Bahrain an.

Im Libyen-Konflikt mischen Ka-
tar und die Türkei auf der Seite der
international anerkannten Regie-
rung vonMinisterpräsident Fajis al-
Sarradsch in Tripolis mit. Der
mächtigste Widersacher Sar-
radschs, General Chalifa Haftar,
wird dagegen von den VAE und
Ägypten unterstützt.

Deutschland hat im Libyen-Kon-
flikt eigentlich eine Vermittlerrolle.
Die Bundesregierung setzt sich vor
allem für den Stopp von Waffenlie-
ferungen in das Land ein. Zu den
Rüstungsexporten in die am Jemen-
Krieg beteiligten Staaten hatten
Union und SPD 2018 eine Klausel in
den Koalitionsvertrag aufgenom-
men. Demnach sollten die Liefe-
rungen an alle „unmittelbar“ an
dem Krieg beteiligten Staaten ge-
stoppt werden. Das wird aber nicht
vollständig umgesetzt.

Politik
Kompakt

Niger: Islamisten töten
mehr als 100 Menschen
M Niamey. Im westafrikanischen
Niger haben mutmaßliche Islamis-
ten mehr als 100 Menschen getö-
tet. Eine bewaffnete Gruppe habe
am Samstag zwei Dörfer an der
Grenze zu Mali überfallen, berich-
tete der französische Auslands-
sender RFI am Sonntag. Wer kon-
kret für die Angriffe verantwortlich
ist, war zunächst unklar. Die An-
greifer waren zunächst von einer
lokalen Jugendbande abgewehrt
und getötet worden. Eine weitere
Gruppe Islamisten habe daraufhin
an der Bevölkerung Rache geübt.
Mitte Dezember hatte die Terror-
gruppe Boko Haram bei einem
Angriff auf einen Ort im Süden des
Landes bereits mindestens 27
Menschen getötet.

Neues Jahr beginnt mit
Protesten in Belarus
M Minsk. Zum ersten Mal im neuen
Jahr haben sich Menschen in Be-
larus (Weißrussland) zu ihren tra-
ditionellen Sonntagsprotesten ver-
sammelt. Das unabhängige Nach-
richtenportal tut.by veröffentlichte
Videos von Protestierenden, die
mit den weiß-rot-weißen Fahnen
der Opposition durch Wohngebiete
in der Hauptstadt Minsk zogen
und „Es lebe Belarus“ riefen. Über
Festnahmen war zunächst nichts
bekannt.

Z u wenig, zu spät, schlecht
organisiert: Bundesge-
sundheitsminister Jens

Spahn (CDU) steht nach Start-
schwierigkeiten bei den Corona-
Impfungen in Deutschland unter
Beschuss. Doch er bleibt trotz mas-
siver Kritik dabei, dass der bestell-
te Impfstoff ausreichen wird. Und
er verteidigt das gemeinsame eu-
ropäische Vorgehen statt eines
bundesdeutschen Alleingangs.

Herr Spahn, es gibt Kritik von Op-
position und Wissenschaft an der
Impfstrategie der Bundesregierung.
Das Leopoldina-Mitglied Frauke
Zipp sprach von einem groben
Versagen der Verantwortlichen.
Bereits im Sommer hätte viel mehr
Impfstoff auf Risiko bestellt werden
müssen, so die Neurologin. Was
sagen Sie zu diesen Vorwürfen?
Das Problem ist nicht die bestellte
Menge. Wir haben genug bestellt.
Das Problem ist die geringe Pro-
duktionskapazität zu Beginn – bei
weltweit extrem hoher Nachfrage.
Das haben wir von Anfang an
transparent gemacht. Ich sage seit
Wochen, dass wir bis Ende Januar
vier Millionen Dosen Biontech-
Impfstoff erwarten. Es war be-
kannt, dass es zu Beginn knapp
werden würde und wir priorisieren
müssen. Deswegen haben wir die
Ständige Impfkommission (Stiko),
den Ethikrat und die Leopoldina
gebeten, Vorschläge zu erarbeiten,
wer zuerst geimpft werden sollte.
Die setzen wir jetzt um und starten
insbesondere in den Pflegeheimen
mit dem Impfen.

Trotzdem sind alle unzufrieden ...
Ich verstehe die Ungeduld. Aber es
sind Tage der Zuversicht. Die soll-
ten wir uns nun nicht gegenseitig
trüben. Impfen ebnet den Weg
raus aus der Pandemie. Und diesen
Weg beschreiten wir jetzt gemein-
sam. Wir werden Zug um Zug
mehr Menschen impfen können
und so Schritt für Schritt mehr Nor-
malität zurückbekommen.

Reicht der Impfstoff für diese Pro-
gnose aus?
Wir haben ausreichend Impfstoff
für Deutschland und die EU be-
stellt. Die Frage, wie schnell jetzt
am Anfang Impfstoff da ist, hängt
ja nicht mit der insgesamt bestell-
ten Menge zusammen. Zumal wir
in Europa auf sieben unterschied-
liche Hersteller setzen. Da werden
die Sachverhalte vermischt. Bion-
tech und Pfizer hatten sehr früh-
zeitig kommuniziert, dass bis Jah-
resende 2020 für den weltweiten
Bedarf nicht mehr als 50 Millionen
Dosen des Impfstoffs vorproduziert
werden konnten.

Aber es kommt ja auch auf Ge-
schwindigkeit an. Sollte es notfalls
einen deutschen Alleingang für die
Zulassung des Oxford/Astrazeneca-
Impfstoffs geben?
Diese Woche wird es eine Zulas-
sung des Moderna-Impfstoffes ge-
ben. Auch dort sind zunächst ge-
ringere Mengen zu erwarten, aber
allein davon haben wir über Euro-
pa 50 Millionen Dosen für Deutsch-
land gesichert. Die europäischen
Zulassungsbehörden und das Paul-
Ehrlich-Institut prüfen derzeit die
Daten von Astrazeneca.

Also kein deutscher Alleingang?
Ideal wäre eine zügige europäi-
sche Zulassung.

Nach Angaben Ihres Hauses wurden
bis 30. Dezember rund 1,3 Millio-
nen Impfdosen von Biontech gelie-
fert. Am Samstag gab das Robert
Koch-Institut bekannt, dass ihm
inzwischen rund 188 500 Impfun-
gen gemeldet seien. Wie passt das
zusammen?
Mit der Entscheidung, zuerst in
Pflegeheimen zu impfen, war klar,
dass es langsamer losgeht. Dort
müssen mobile Teams eingesetzt
werden, das ist aufwendiger als im
Impfzentrum. Aber ich bin sehr zu-
versichtlich, dass die Länder
noch im Januar allen Bewohnern
in Pflegeheimen ein Impfangebot
machen werden. Wenn viele in
den Heimen sich impfen lassen,
hat die Pandemie schon einen Teil
ihres Schreckens verloren. Denn
dort wütet das Virus besonders
stark. Außerdem gibt es durchaus
Unterschiede zwischen den Bun-
desländern. Bei einigen läuft die
Impfkampagne schneller an als bei
anderen.

Was kann der Bund tun, um den
Prozess zu beschleunigen?
Noch ist der limitierende Faktor
der knappe Impfstoff. Wir werden

am Anfang Geduld miteinander
aufbringen müssen. Die Länder
wählen unterschiedliche Wege,
teils durch Anschreiben oder tele-
fonische Terminvergabe. Dass es
keine bundeseinheitliche, sondern
diese unterschiedliche Herange-
hensweise gibt, war eine sehr be-
wusste Entscheidung der Länder.
Nun muss diese Entscheidung ge-
meinsam bestmöglich umgesetzt
werden.

Bayerns Ministerpräsident Markus
Söder spricht sich dafür aus, den
Impfstoff falls möglich „sogar in
Lizenz bei anderen Firmen in
Deutschland“ herstellen zu lassen,
um die Impfkampagne zu be-
schleunigen. Ein gangbarer Weg?
Nicht, wenn wir wirklich schnell
mehr Impfstoff wollen. Die Pro-
duktion von Impfstoff ist sehr kom-
plex und aufwendig, zumal mit der
völlig neuen mRNA-Technologie.
Wir unterstützen Biontech dabei,
zusätzliche Partner zu finden und
in Marburg im Februar mit der wei-
teren Produktion starten zu kön-
nen. Es stehen in Deutschland und
Europa ja keine ungenutzten Pro-
duktionsstätten herum. Eine Pil-
lenproduktion lässt sich leider nicht
einfach auf Impfstoff umstellen.

Kränken Sie die Vorwürfe der Op-

position, aber auch des Koalitions-
partners?
Kritik gehört dazu. Es ist aber
durchaus interessant, dass mit der
Linken auch die FDP nach einer
quasi Verstaatlichung der Impf-
stoffunternehmung ruft. Dabei ha-
ben wir gerade deshalb einen Impf-
stoff, weil es wettbewerbsfähige
Unternehmen gibt. Im Übrigen
macht es mich nachdenklich, dass
auch Parteien, die auf ihrem Par-
teitag die Internationale singen
und europäische Solidarität be-
schwören, jetzt, in dieser Jahrhun-
dertpandemie, die Karte des deut-
schen Alleingangs spielen wollen.

Es war also richtig, das in Europa
gemeinsam zu machen?
Es ist eine Errungenschaft, dass al-
le EU-Mitgliedstaaten – von Kroa-
tien bis Deutschland, von Portugal
bis Finnland – am selben Tag mit
dem Impfen beginnen konnten.
Diesen Zusammenhalt brauchen
wir nicht nur in der Pandemie.
Wir werden mit Blick auf China
und die Welt in diesen 20er-Jahren
den europäischen Zusammenhalt
noch sehr brauchen. Da prägt es
doch die Debatte auf Jahre und
Jahrzehnte, ob und wer jetzt nur
an sich denkt oder wer eben euro-
päisch handelt. Unter Abwägung
aller Argumente bleibt der euro-

päische Weg richtig. Dass Europa
an bestimmten Stellen hätte
schneller sein können, steht
außer Frage. Doch Deutschland hat
bei allen Fragen sehr zur Eile ge-
mahnt und schnell Verhandlungen
unterstützt.

Die Vorwürfe lauten ja etwa, dass
man zu sehr auf die Franzosen und
Sanofi gesetzt hätte …
Wir haben von Anfang an auf meh-
rere Hersteller gesetzt. Keiner
wusste doch, welcher Impfstoff er-
folgreich sein würde. Und dass es
den Vertrag mit Biontech gibt, hat
maßgeblich mit der Bundesregie-
rung zu tun. Biontech war teurer,
deswegen waren einige Mitglied-
staaten anfangs zurückhaltend.
Entscheidend aber ist, dass wir den
Vertrag geschlossen haben.

Was halten Sie von der Idee, zu-
nächst nur einmal zu impfen statt
der vorgesehenen zwei Dosen?
Das ist eine schwerwiegende Ent-
scheidung, die man nur auf wis-
senschaftlicher Basis treffen kann.
Es geht dabei um die Abwägung
zwischen individuellem Schutz und
der öffentlichen Gesundheit. Ich
habe die Ständige Impfkommission
gebeten, uns zu dieser Frage eine
Empfehlung zu geben.

Viele Pflegekräfte wollen sich nicht
impfen lassen. Braucht es da mehr
Druck?
Es ist ein Gebot der Vernunft und
der Solidarität, dass diejenigen, die
imGesundheitswesen arbeiten, sich
ebenfalls impfen lassen – zu ihrem
eigenen Schutz und dem Schutz
der ihnen anvertrauten Patienten.
Wir setzen dabei gute Argumente.

Und wann sollen Politiker an der
Reihe sein?
Zunächst sollten die geimpft wer-
den können, die am stärksten durch
das Virus gefährdet sind. Ich wer-
de mich sofort impfen lassen, wenn
ich an der Reihe bin. Und ich möch-
te auch mit meiner Impfung davon
überzeugen, dass es ein sicherer
Impfstoff ist.

Wie lange muss der Lockdown noch
anhalten?
Im Zweifel sollte er jetzt länger ge-
hen, aber dafür umso nachhaltiger
wirken. Wir müssen die Pandemie
wieder in den Griff bekommen.
Das geht kurzfristig nur, wenn die
Infektionszahlen stark sinken. Und
mittelfristig, indem wir die Älteren
impfen. Sind die besonders Ge-
fährdeten, insbesondere alle über
70-Jährigen, erst einmal geschützt,
vermeidet das viel Leid. Und unser
Gesundheitswesen wäre viel we-
niger belastet durch diese Pande-
mie. Schon diese Zwischenetappe
würde einen echten Unterschied
machen.

Das heißt was für den Januar?
Das im Einzelnen zu entscheiden,
ist Aufgabe der Länder. Aber die
Fakten sind eindeutig: Gerade die
hohe Zahl der Patienten auf den In-
tensivstationen zeigt, dass es eine
Überlastung des Gesundheitswe-
sens weiterhin unbedingt zu ver-
meiden gilt.

Das Gespräch führte
Kerstin Münstermann

„Wir haben
ausreichend

Impfstoff bestellt“
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn (CDU) wehrt

sich im Interview gegen Kritik an der Corona-Impfstrategie

US-Kongress startet ins Zeitalter nach Donald Trump
Parlament will Abzug der
Truppen aus Deutschland
prüfen – Rheinland-Pfalz
reagiert erleichtert

M Washington/Mainz. Inmitten von
heftigem Gezerre um den Ausgang
der Präsidentschaftswahl nimmt der
US-Kongress in neuer Zusammen-
setzung seine Arbeit auf. Nach den
US-Wahlen im November sind am
Sonntag der Senat und das neu ge-
wählte Repräsentantenhaus zu ih-
ren konstituierenden Sitzungen zu-
sammenkommen. Als erste große
Amtshandlung steht den beiden
Kongresskammern Mitte der Wo-
che eine turbulente Sitzung zur
Zertifizierung der Ergebnisse der
Präsidentschaftswahl bevor. Di-

verse republikanische Abgeordne-
te und Senatoren planten eine Stör-
aktion, die für parteiinterne Ver-
werfungen sorgt und die formalen
Abläufe dramatisch in die Länge
ziehen könnte – allerdings ohne
Aussicht, dass die Störaktion etwas
am Wahlausgang ändern könnte.
Zudem stand im Repräsentanten-
haus die Wiederwahl der nicht un-
umstrittenen demokratischen Vor-
sitzenden Nancy Pelosi (80) an.

Die Demokraten hatten ihre
Mehrheit in dieser Kammer im No-
vember knapp verteidigt. Im Senat
entscheidet sich erst bei Stich-
wahlen um zwei Senatssitze im
US-Staat Georgia am Dienstag,
wer das Sagen in der Kammer hat.
Offen ist, ob die Republikaner ihre
Mehrheit im Senat halten und dem
künftigen demokratischen Präsi-
denten Joe Biden so bei Vorhaben

Steine in den Weg legen können
oder ob die Demokraten auch die
zweite Kongresskammer erobern.

In alter Konstellation hatte der
Kongress zuvor noch ein Kräfte-
messen mit US-Präsident Donald
Trump gewonnen und dessen Veto
gegen das Gesetzespaket zum US-
Verteidigungshaushalt gekippt. In
dem Gesetzespaket haben Demo-

kraten und Republikaner auch fest-
geschrieben, dass der von Trump
geplante massive Abzug von US-
Soldaten aus Deutschland vorerst
blockiert wird. Darin heißt es, der
US-Verteidigungsminister müsse in
einem Bericht an den Kongress
darlegen, ob ein solcher Abzug im
nationalen Interesse der USA wäre.
Wenn überhaupt, dürfe es frühes-
tens 120 Tage danach zum Abzug
kommen und die Zahl der in der
Bundesrepublik stationierten US-
Soldaten die Grenze von 34 500 un-
terschreiten. Der Mainzer Innen-
minister Roger Lewentz (SPD) wer-
tete das Votum des US-Kongresses
als „sehr positives Signal“. Das gel-
te besonders für die Eifelregion
und auch zahlreiche deutsche Ar-
beitsplätze im Land. „Ein Abzug
würde mit einer Schwächung der
US-Interessen einhergehen.“

Unterdessen hat der amtierende
US-Präsident Trump nach einem
Bericht der „Washington Post“ in
einem ungewöhnlichen Telefonat
auf eine nachträgliche Änderung
des Ergebnisses der Präsident-
schaftswahl in Georgia gedrungen.
In dem etwa einstündigen Ge-
spräch hat Trump den für die
Durchführung der Wahl verant-
wortlichen Staatssekretär, Brad
Raffensperger, unverblümt aufge-
fordert, genügend Stimmen für ihn
„zu finden“ und das Ergebnis
„nachzuberechnen“. Republikaner
Trump drohte seinem Parteikolle-
gen Raffensperger, dass er ein
„großes Risiko“ eingehe und sich
womöglich einer Straftat schuldig
mache, wenn er nicht gegen den
Wahlbetrug vorgehe. Trump hatte
Georgia bei der Wahl vom 3. No-
vember sehr knapp verloren.

Nicht unumstritten: die Demokratin
Nancy Pelosi. Foto: dpa
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